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Erwartungen nicht erfüllt
Vom 1. Juli bis 31. Dezember hatte Deutschland die EU-Ratspräsidentschaft. 

Ein Resümee von Helmut Scholz, Abgeordneter der LINKEN im Europaparlament.
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Schreiben Sie ans Kanzleramt: Hilfe für die Geflüchteten in Bosnien!

Online Nr. 77

Herausgeber: Virtuelle AG Offene Worte der LINKEN Barnim & Kreistagsfraktion der LINKEN 
Kontakt: DIE LINKE Barnim, Heegermühler Straße 15, 16225 Eberswalde, Telefon zurzeit: 03334-385488 
E-Mail: offeneworte@dielinke-barnim.de; ViSdP: Sebastian Walter.

nächste OW am 

17. Januar

Vom 1. Juli bis 31. Dezember 
2020 hatte Deutschland den Vorsitz 
im Rat der Europäischen Union in 
einer nicht einfachen Zeit inne: Die 
Welt, die EU und auch die deut-
sche Bundesregierung mussten 
mit der Corona-Pandemie eine der 
größten Herausforderungen seit 
langem bewältigen. Viele der offe-
nen oder verschleppten Probleme 
in der EU wurden durch die Pan-
demie sichtbar und verstärkt. Die 
Kürzungsdiktate der EU-Kommissi-
on, die vielen Staaten nicht zuletzt 
auf Druck Deutschlands spätestens 
seit der Finanzkrisenbewältigung 
aufgebürdet wurden, haben die 
europäischen Gesundheits- und 
Sozialsysteme an den Rand des 
Zusammenbruchs geführt. Zugleich 
erscheinen die Herausforderungen 
Klimawandel, Schutz der Artenviel-
falt und Ernährungssicherheit plötz-
lich als zweitrangig, was jedoch 
nicht gegeneinander aufgewogen 
werden darf.

Sechs Monate hatte die Bun-
desregierung, um Maßnahmen für 
eine solidarische Neuausrichtung 
der EU mitten in der Corona-Krise 
auf den Weg zu bringen. Diese blie-
ben mangels langfristiger Strategien 
und klarer Zielsetzungen hinter den 
Erwartungen zurück.

Neben dem EU-Haushalt 
2021-27 wurde mit dem Wieder-
aufbaufonds erstmalig eine Ver-
pflichtung für gemeinsame Anleihen 
verankert – ein Schritt in Richtung 
der seit langem auch von DIE LIN-
KE. geforderten gemeinschaftli-
chen, solidarischen Finanzierung 
der vor der EU stehenden Aufga-
ben. Und es ist dem EU-Parlament 
zu verdanken, dass neue Eigenmit-
tel für den EU-Haushalt geschaffen 
werden. Digitalsteuer, CO2-Grenz
ausgleichsmittel, Finanztransak
tionssteuer... Aber vieles bleibt 
vage, Mitgliedstaaten sperren sich 
gegen ein gemeinschaftliches Agie-
ren und der Mehrjährige Finanzrah-
men bleibt in seiner Ausrichtung 
und Untersetzung trotz steigender 
Herausforderungen weit hinter kon-
kreten Bedarfen zurück. Die Ausga-
ben für Infrastruktur, Digitalisierung, 
Bildung, Klimaschutz, Artenvielfalt 
und Gesundheitsvorsorge wer-

den bei weitem nicht reichen. Ge-
meinschaftliches Agieren und nicht 
EU-binnenmarktlicher Konkurrenz-
kampf um Fördertöpfe oder Lohn- 
und Preisdumping ist erforderlich, 
um soziale und wirtschaftliche Un-
gleichheiten abzubauen.

Die Krise zeigt: Die EU-Mitglied-
staaten müssen gemeinsam han-
deln und den Blick weit über die 
Grenzen der EU richten. Das Virus, 
der Klimawandel, unsere Produk-
tions- und Konsumtionsmuster, 
unsere Außenhandelspolitik zei-
gen, dass die EU ein solidarisches 
und faires Verhältnis mit den ande-
ren Kontinenten gestalten muss. 
Auch deshalb sind im Haushalt 
vorgesehene Milliarden Summen 
im EU-“Verteidigungsfonds“ ver-
schwendet, wenn sie nicht für einen 
Beitrag der EU zur Umsetzung der 
17 Nachhaltigkeitsziele der UNO 
eingesetzt werden. Letzteres wäre 

verantwortungsbewusste Neuaus-
richtung einer „Strategischen Auto-
nomie“ der EU.

Portugal hat am 1. Januar die 
Ratspräsidentschaft übernommen. 
Aufgaben und Herausforderungen 
bleiben ähnlich – die praktische 
Umsetzung der in buchstäblich letz-
ter Stunde verabschiedeten Ziele 
des letzten Jahres muss nun er-
folgen: die Prüfung des Post-Brexit 
Abkommens oder das Investitions-
abkommen mit China. Zugleich will 
Portugal sozialpolitische Belange 
in den Fokus rücken und eine ver-
bindliche europäische Mindestlohn-
regelung auf den Weg bringen, um 
endlich armutsfesten Grundprämis-
sen eines Sozialen Europas Kontu-
ren zu geben. Auch das Nachbar-
schaftsverhältnis zum Afrikanischen 
Kontinent steht im Fokus. Weder 
Klimakrise noch Corona sind be-
siegt und auch nicht die wachsen-

den sozialen und wirtschaftlichen 
Ungleichheiten. Die in die Krise ge-
ratenen Gesundheitssysteme sind 
neu aufzubauen.

Ich erwarte von der portugie-
sischen Ratspräsidentschaft den 
Startschuss für den Beginn der 
Konferenz zur Zukunft der EU, um 
die Weichen für die EU von morgen 
zu stellen. Diese Debatte muss um-
fassend, inklusiv und zukunftsoffen 
sein. Packen wir es an. Nicht ge-
geneinander, sondern miteinander.

Zum Weiterlesen: Per qr-Code 
direkt zu den 7 Forderungen der 
LINKEN im Europaparlament. 
Oder: 
https://www.dielinke-europa.eu/de/

a r t i c l e / 1 2 7 4 1 . u n -
sere-s ieben- fo rde-
rungen-an-d ie - ra t -
spr%C3%A4sident-
schaft-der-bundesre-
gierung.html

Wie viel Zeit wären Sie bereit zu 
investieren, um ein Leben zu retten? 
Wenn ein Mensch droht in Sicht-
weite in einem Teich zu ertrinken, 
sind die allermeisten Menschen 
bereit zu helfen oder zumindest 
Hilfe zu holen. Mit der Entfernung 

sinkt jedoch 
unsere Bereit-
schaft zu hel-
fen erheblich, 
obwohl wir 
doch eigent-
lich alle davon 
ü b e r z e u g t 
sind, dass je-
der Mensch 
das gleiche 
Recht auf Le-
ben hat. 

Einen Tag 
vor Weih-
nachten (!) hat 
Bosnien das 
G e f l ü c h t e -
tenlager Lipa 

wird, kommt für viele womöglich 
jede Hilfe zu spät. Deshalb ist politi-
scher Druck nötig und das schnell. 

Wir möchten Sie daher bitten, 
sich jetzt 5 Minuten Zeit zu nehmen 
und entweder eine kurze Nachricht 
mittels Kontaktformular oder Mail 
an das Kanzleramt zu schicken 
oder auf den entsprechenden 
Social Media Seiten einen kurzen 
Post zu hinterlassen. Es sind nur 5 
Minuten, versprochen, aber für vie-
le Menschen können sie genauso 
entscheidend sein wie der abge-
setzte Notruf nach dem Einbruch 
in einen gefrorenen See. js

Weitere Infos finden Sie auf: 
www.dielinke-barnim.
de oder direkt:

Zum Kontaktformular
des Kanzleramtes 
per qr-Code:
Oder https://www.
bundesregierung.de/
breg-de/service/
kontakt/kontakt

geschlossen. Über 1.000 Men-
schen sitzen nun obdachlos oder 
in dünnen Zelten bei Minusgraden 
im Schnee fest. Es gibt bereits zahl-
reiche Fälle von Erfrierungen und 
Unterkühlung. Wenn den Schutzsu-
chenden dort nicht schnell geholfen 


